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Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Dirk Stettner und Herrn Abgeordneten Danny Freymark (CDU)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/23340
vom 30. April 2020
über Regelungen zur Durchführung von Abiturbällen und -feiern
___________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Hat der Senat gegenüber den Berliner Schulen bzw. den Schülerinnen und Schülern ein Verbot der
Organisation von bzw. der Teilnahme an Abibällen und -feiern ausgesprochen?

2. Auf welchem Wege wurden die Schülerinnen und Schüler über den Umgang mit bereits geplanten
Abibällen und –feiern informiert?

3. Ist dem Senat bekannt, dass Veranstalter, die mit der Organisation von Abibällen und -feiern beauf-
tragt wurden, im Vorfeld eine Anzahlung der Kosten verlangt haben?

5. Übernimmt der Senat für den Fall, dass Organisationen die Erstattung bereits geleisteter Zahlungen
verweigern, die den Schülern entstandenen Kosten (bitte begründen)?

Zu 1. bis 3. und 5.:

Abiturbälle sind keine schulischen Veranstaltungen. Sie können von Schülerinnen
und Schülern privat geplant und durchgeführt werden. Demzufolge liegen Abiturbälle
auch nicht in der Verantwortung des Senats.

4. Auf welcher rechtlichen Grundlage haben Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit, bereits geleis-
tete Zahlungen zurückzuverlangen bzw. Zahlungen zu verweigern?
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Zu 4.:

Die Frage kann nicht generell beantwortet werden. Für eine juristische Bewertung
sind die Umstände des jeweiligen Einzelfalls ausschlaggebend.

Berlin, den 16. Mai 2020

In Vertretung

Beate Stoffers
Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie


